Internes Arbeitspapier – Fraktion DIE LINKE

Umbau des Rechtsstaats im Übergang zum Überwachungsstaat

„Meine zweite Bemerkung ist – das sage ich mit dem ganzen Ernst, den man haben muss, wenn man die Ehre hat, Bundesminister des Innern zu sein –: Wir stehen angesichts des internationalen Terrorismus vor einer großen Herausforderung; das wissen wir alle. Es gibt zwar keine konkrete Gefahrenlage, aber eine abstrakt hohe. Es kann auch uns betreffen. Der Weltsicherheitsrat hat beschlossen – da hier gerade vom Völkerrecht die Rede war –, dass nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen am 11. September 2001 ein Angriff auf die Vereinigten Staaten von Amerika stattgefunden hat, mit einer erheblichen Gefahr für den Weltfrieden. (…)

Kurz darauf hat die NATO zum ersten Mal in ihrer Geschichte – bisher auch zum einzigen Mal – nach Art. 5 des NATO-Vertrages den Beistandsfall beschlossen. Wir sollten dies bei unseren Beratungen nicht außer Acht lassen. In genau dieser Lage befinden wir uns; es geht um den Kampf gegen den Terrorismus.“ (BMI Wolfgang Schäuble am 14.12.05 im Bundestag in der Debatte um Folter und Verschleppungen)
BMI Schäuble zeichnete in dieser Debatte, sein Verständnis von der Verfasstheit dieses Staates, der sich vor dem Hintergrund des internationalen Terrorismus im Quasi - Notstand befindet; ein Staat der sich seit dem 11. September 2001 im Ausnahmezustand befindet; in einem Ausnahmezustand, der zudem eine zeitliche Perspektive bis zum Ende der militärischen Kriege in Afghanistan, Irak und anderswo hat, der also nahezu beliebig verlängerbar ist.
Seit dem gehen der Bundesinnenminister und seine UnterstützerInnen innerhalb und außerhalb der Regierungsfraktionen gegen die Verfasstheit dieses Staates ideologisch und praktisch vor, Grundrechte werden offensiv in Frage gestellt, Tabubrüche nach dem Motto „man wird doch mal überlegen dürfen“ zum verfassungsrechtlichen und völkerrechtlichen Paradigmenwechsel missbraucht (targeting killing, Unschuldsvermutung, Bundeswehr im Innern, Online-Durchsuchung …). 
BVG- und BGH-Urteile werden zum Spiel über die Bande genutzt, um die gewünschten Projekte „rechtsstaatlich“ durchzusetzen.
Mit der Entwicklung des BKA zur national operierenden Sicherheitsbehörde mit geheimpolizeilichen Befugnissen und zur Gefahrenabwehr und den letzten Handreichungen zum Einsatz der Bundeswehr im Inneren stehen zwei alte Projekte im Bereich Innere Sicherheit kurz vor dem Abschluss, die seit Jahren immer wieder angemahnt wurden. Mit antiterroristischen Zielsetzungen im engeren Sinn hat nur noch der Vorstoß des BMJ zu tun, im Staatsschutzstrafrecht die Voraussetzungen zur Verfolgung von Einzeltätern und Vorbereitungshandlungen mit dem Instrumentarium des 129a zu schaffen. 
Diese und weitere Maßnahmen – wie Umbau der Bundespolizei und einige europäische Projekte – haben jeweils strukturelle und konzeptionelle Folgen, die zusammengenommen eine Gesellschaft mit neuen Institutionen/Behörden des Überwachungs- oder präventiven Sicherheitsstaates beschreiben. Zu letzteren gehören das Gemeinsame Terror Abwehr Zentrum (GTAZ) und das Gemeinsame Analyse und Strategiezentrum Illegale Migration (GASIM). Dazu gehören aber auch die G8- Besondere Aufbauorganisation KAVALA und auch Behörden wie BKA oder Bundespolizei, die unter altem Namen und in alter Hülle auftreten, aber mit ihren Ursprungsorganisationen fast nichts mehr zu tun haben. Auf europäischer Ebene läuft derselbe Prozess ab mit Europol, Frontex, Situation Centres (SitCens) und anderen.
Eine Gesamtschau der Maßnahmen seit dem 09.11.2001 mit den jetzt durchgeführten und angekündigten zeigt deutliche Konturen einer Sicherheitsarchitektur des Übergangs von einem demokratischen Rechtsstaat zum präventiven Sicherheitsstaat oder populärer ausgedrückt zum Überwachungsstaat.

Drei Ebenen, zwischen denen es fließende Übergänge gibt, beschreiben diesen Prozess

1. Bürgerebene 

Über jeden Bürger werden verdachtsunabhängig möglichst umfassend Daten gesammelt. Grundlage dieser Herangehensweise ist es, jeden Bürger als potentielle Gefahr wahrzunehmen. Kann normtreues Verhalten in der Regel von Bürgern erwartet werden, die „etwas zu verlieren haben“, ist also soziale Sicherheit eine weitgehende Gewähr der Angepasstheit des überwiegenden Teils der Bevölkerung, so macht der Abbau des Sozialstaats einen Spurenwechsel hin zum Überwachungsstaat durchaus sinnvoll. 
Bei Tat- oder Gefahrenverdacht ist eine weitgehende Ausforschung des Betroffenen möglich, auch für die freiheitliche Gesellschaft notwendige Vertrauensverhältnisse (Arzt, Presse) werden dabei unterlaufen.

2. Bürger-Feind Ausforschungsebene

Gerät der Bürger in Verdacht, in aktiver Opposition zu den herrschenden Verhältnissen zu stehen, erfolgt der Übergang zu umfassenden Ausforschungsinstrumenten, welche das gesamte Umfeld mit einschließen. Der potentielle Feind erleidet grundrechtliche Einschränkungen, die mit dem Bürgerstatus schlichtweg unvereinbar sind – er ist bereits Feind. Insbesondere Nicht-EU-Ausländer stehen permanent im Verdacht potentielle Feinde zu sein und unterliegen daher per se einer verstärkten Überwachung.

3. Feind

Wird der Betroffene als Feind identifiziert, greift Bekämpfungsrecht in Form speziellen Gefahrenabwehrrechts ein. 
Der Feind innerhalb des Systems (Wiederholungstäter, Kinderschänder, jugendlicher Intensivtäter) sieht sich vor allem dem ausgeweiteten Maßregelrecht, einschließlich der nachträglichen Sicherungsverwahrung, ausgesetzt. Dieser Feind wird in einem (noch) rechtsstaatlichen Verfahren zu einem gefährlichen Feind erklärt und danach als Feind, also nur noch eingeschränkt rechtsstaatlich, behandelt.   

Der Feind, der das System bekämpft, ist der Terrorist. Ihm wird von vorneherein nahezu allein nach Gefahrenabwehrrecht begegnet. Ihm gegenüber gelten vor allem geheimdienstliche und militärische Logik. Die Bundeswehr  soll im Inneren eingesetzt werden, da innere und äußere Sicherheit sich igenauso wenig trennen lassen, wie Normal- und Ausnahmezustand. Ein potentieller Terrorist soll präventiv rundum überwacht (BKAG, Onlineüberwachung), eingesperrt (Vorschlag Schäuble, Prinzip Guantanamo), erschossen (Vorschlag Schäuble, Flugsicherheitsgesetz) oder gefoltert (Verwendung unter Folter erlangter Informationen) werden können. 

Thesen: 
Im Zuge des Kriegs gegen den Terror 

- wurden und werden Gesetzentwürfe, die lange gehegte Wünsche der Sicherheitsbehörden beinhalten, aber vorher keine Chance auf ihre Umsetzung hatten, aus den Schubladen gezogen. Dabei werden in der Kontinuität der Entwicklung der letzten 25 Jahre aber ungleich hemmungsloser nahezu alle allgemeinen rechtsstaatlichen Hürden und Grundsätze eingeebnet, so vor allem
- im Datenschutzrecht, die Grundsätze der Datensparsamkeit, der Anlassbezogenheit, des Verbots des Datensammelns auf Vorrat

- im Strafrecht das Schuldprinzip und das Ziel des Rechtsgüterschutzes

- im Gefahrenabwehrrecht der Gefahrenbegriff.
- Die Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit mit der Folge der Verpolizeilichung des Militärs und der Militarisierung der Polizei und die Trennung zwischen Polizei und Geheimdiensten werden aufgehoben.
Zementiert wird dagegen die Trennung von Zentrum (1. Welt) und Peripherie (3. Welt) und zwar militärisch, ideologisch und ausländerrechtlich.
- Im Bereich des Strafrechts erfolgt eine symbolische Gesetzgebung zum Ausgleich geschürter Ängste vor dem Terror, die die mangelnde Reaktion auf die tatsächlichen sozialen Ängste der Menschen kaschieren soll.

- Das geltende Verständnis von der Unantastbarkeit der Würde des Menschen, sowohl hinsichtlich potentieller Tätern, als auch hinsichtlich potentieller Opfer massiv attackiert.  

„Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalamt“ 
Das BKA-Gesetz soll in Ausführung der entsprechenden Beschlüsse bei der Föderalismusreform Befugnisse in der „Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus“ und „Verhütung terroristischer Straftaten“ erhalten. Dazu erhält es zahlreiche neue Kompetenzen, die bislang allenfalls die Landespolizeigesetze enthielten:

· neue Befugnisse für die eigenständige Datenerhebung

· Befragungsrecht, Auskunftspflicht von  Befragten gegenüber dem BKA

· Befugnis zur Feststellung der Identität angehaltener Personen (erkennungsdienstliche Behandlung inklusive!)

· Befugnis zur In-Gewahrsam-Nahme, Platzverweise, Durchsuchung von 

· Einsatz aller technisch zur Verfügung stehenden Mittel zur Ortung und Observation von „verdächtigen“ Personen 

· Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern

· Großer Lauschangriff

· Großer Spähangriff

· Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung

· Rasterfahndung

· Online-Durchsuchung

· Telekommunikationsüberwachung von Verdächtigen und Kontakt- und Begleitpersonen

· Ortung von Mobiltelefonen mittels IMSI-Catchern 

Die meisten dieser Maßnahmen betreffen nicht nur Verdächtige, sondern auch Kontakt- und Begleitpersonen; auch solche, auf deren Kommunikationsgeräte ein Verdächtiger evtl. zugreifen könnte. 

Das BKA erhält dabei ein Selbsteintrittsrecht, d.h., es kann jederzeit Ermittlungen an sich ziehen, die Landespolizeien und die Bundespolizei sind zur Amtshilfe verpflichtet. Dies gilt nicht für die Geheimdienste, auf deren Informationen das BKA aber durch die „Anti-Terror-Datei“ mehr oder weniger vollen Zugriff hat. 

Falls die „Kontakt- und Begleitpersonen“ über ein Zeugnisverweigerungsrecht verfügen (Anwälte, Ärzte, Journalisten etc), wird dieses durch das BKA-Gesetz eingeschränkt.

Änderung des Staatsschutzrechts

Eingeführt werden soll ein neuer § 89a, Vorbereitung einer terroristischen Straftat. Damit sollen Besucher von „Terror-Camps“ bestraft werden können. Außerdem soll das Beschaffen von Waffen, zum Bombenbau geeigneter Stoffe und die Lagerung derselben unter Strafe stehen. Erfasst werden soll so Personen, denen die konkrete Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung nicht nachgewiesen werden kann. Der 89a ersetzt so die ursprünglich geplante Ausweitung des 129a. 

Der § 91 StGB soll so gefasst werden, dass damit die Verbreitung von Bombenbauanleitungen u.ä. strafrechtlich erfasst werden kann.

Die Änderungen gehen jeweils mit der Anwendung des Sonderstrafsystems des 129a und b einher.  Es wird damit auf Einzeltäter übertragen. 

Wie immer in der „Terrorismusbekämpfung“ geht das ganze auch mit Verschärfungen im Aufenthaltsrecht einher; wer solcher Straftaten bezichtigt wird, wird wegen Gefährdung der Inneren Sicherheit ausgewiesen oder erhält ein Einreiseverbot.

Änderung des Grundgesetzes – Bundeswehreinsatz im Innern

Noch liegen hierzu keinen konkreten Gesetzentwürfe vor, vielleicht kommen sie auch in dieser Wahlperiode gar nicht oder erst am Ende, um den Wahlkampf in diesem Feld einzuläuten. Es gab aber schon „Formulierungshilfen“ aus dem BMI und BMVg.

Wesentlich verfolgt Schäuble damit einen Plan von Anfang der 90er: Im „Spannungsfall“ (also dem „Inneren Notstand“) soll die Bundeswehr zum Schutz von zivilen Objekten eingesetzt werden können. Die Bundeswehr darf außerdem zur „Abwehr eines sonstigen Angriffes auf das Gemeinwesen“ eingesetzt werden und dann auch militärische Mittel einsetzen.  Auch zur Abwehr eines besonders schweren Unglücksfalls soll die Bundeswehr mit militärischen Mitteln eingesetzt werden können, und die Bundesregierung soll den Landesregierungen im Rahmen der Abwehr des Unglücksfalls Weisungen erteilen können. 

Damit wäre eine grundgesetzliche Basis für Flugzeugabschüsse und ähnliches.

Kronzeugenregelung

Durch die sogenannte Kronzeugenregelung erfolgt eine umfassende Instrumentalisierung des Strafverfahrens zur Gefahrenabwehrzwecken. Unter Verstoß gegen jegliche strafrechtlichen Prinzipien soll in Zukunft jedermann einen Straferlass erlangen können, der andere denunziert und dadurch repressiven oder präventiven Zwecken dient. Nicht mehr die Tatschuld wird somit maßgeblich für die zu erwartende Sanktion sondern der Verkauf sicherheitsrelevanter Informationen.

Vorratsdatenspeicherung
Speicherung aller Kommunikationsdaten – wer wann angerufen wurde, von wem jemand angerufen wurde, eMail-Kontakte, besuchte web-Seiten – für ein halbes Jahr.

EU-Ebene

Frattini und Schäuble arbeiten Hand in Hand an weiteren Maßnahmen auf EU-Ebene, die der Sicherheit dienen sollen. 

· ein zentrales Ein- und Ausreiseregister, in dem auch biometrische Merkmale aus dem Visumverfahren erfasst werden

· auch die EU soll wie die USA die Daten einreisender Fluggäste speichern

· In einer Gruppe zur Zukunft der Innenpolitik in der EU werden weitere Maßnahmen entwickelt; dies betrifft insbesondere den verstärkten Zugriff auf Datenbanken untereinander, die weitere Verschmelzung von „innerer“ und „äußerer“ Sicherheit (besonders im Bereich Technologieforschung), Ausbau von Europol, Frontex, Schengener Informationssystem, koordinierte Beobachtung des Internet

· Zu beachten ist: nach In-Kraft-Treten des Reformvertrages ist im Innenministerrat keine Einstimmigkeit mehr erforderlich; damit haben Großbritannien und Dänemark nicht mehr wie bisher die Möglichkeit, dort als Bremser aufzutreten; neue Maßnahmen werden also immer schneller kommen.
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